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Gemeinsam in die Offensive – Solidarität mit den
zukünftigen JunglehrerInnen
Wir brauchen ein Dienstrecht für die Schule von morgen

Eine Arbeitszeiterhöhung für neu eintretende KollegInnen ist das falsche Signal. Wir brauchen eine ausreichende Finanzierung des Bildungswesens durch den Bund.

Hinter verschlossenen Türen basteln Schmied, Heinisch-Hosek und Fekter mit ihren Vertrauten an einem neuen LehrerInnen-Dienstrecht. Die GÖD-Gewerkschaft wartet lediglich ab anstatt sich aktiv einzumischen und offensiv die zukünftigen KollegInnen zu vertreten.

Denn individuelles Fördern und Fordern, Lernberatung, Co- und Teamteaching,  das Vermitteln von Fach- und Sozialkompetenz, Berufsorientierung und Praxisbezug, kurz gesagt, die Vorbereitung auf eine immer komplexer werdende Welt bedeutet unterschiedliche, jedenfalls erhöhte Arbeitsbelastungen für Lehrerinnen und Lehrer. 
Uns geht es nicht um Flexibilisierung sondern um Flexibilität, um Frei- und Handlungs-räume für SchülerInnen und LehrerInnen. Eine moderne Schule ist als kreativer, offener Lern- und Lebensraum zu sehen und braucht ausreichend Geld sowie ein motiviertes, professionell ausgebildetes und eigenverantwortlich arbeitendes und ordentlich bezahltes Kollegium! Wir brauchen Psychologen, SozialarbeiterInnen, LaufbahnberaterInnen, Sonder- und FreizeitpädagogInnen und Verwaltungspersonal, das die PädagogInnen von administrativen Tätigkeiten entlastet.

Den Schlagzeilen von fehlender Motivation, zunehmenden Krankenständen, Burnout etc.kann man nicht mit Schlagworten und Vorschlägen von vorgestern begegnen. Die Vorgangsweise der Verantwortlichen zeigt deutlich, dass sie die Krise der Bildung in Österreich nicht ernst nehmen, die Probleme werden verharmlost und verniedlicht. Die GÖD sieht tatenlos zu und wird uns nachher wieder erzählen, dass sie „noch Schlimmeres“ verhindert habe.

Wir fordern ein aktives und konstruktives Vorgehen der Gewerkschaften, mit dem Ziel, ein zeitgemäßes Dienstrecht, das den spezifischen Anforderungen und Belastungen der zukünftigen LehrerInnen gerecht wird, auszuhandeln.


Ein zeitgemäßes Dienstrecht berücksichtigt:

· die realen Anforderungen und Arbeitsleistungen der LehrerInnen

· die Freiräume für pädagogisches Handeln

· individuelle Förderung

· Schulentwicklung 

· das Ziel „gemeinsame Schule“ aller Schulpflichtigen 

· die gleichwertige, universitäre (Master-)Ausbildung aller PädagogInnen

Schule und Dienstrecht müssen sich so ändern, dass der Arbeitsplatz Schule attraktiv wird. Wenn man „die Besten der Besten“ (Ministerin Schmied) für die Schule will, dann braucht man neben attraktiver Bezahlung und Reputation auch ein Schul- und Dienstrecht, das der aktuellen schulischen Arbeits- und Lebenswelt entspricht. 
Alles, was unter Schmied bisher als „Neu“ tituliert und abgeliefert wurde, Mittelschule, Reifeprüfung, und Oberstufereform, waren keine Glanzstücke. Das Dienstrecht  wird ihr Gesellenstück, wenn das ein Murks wird, ist auch sie endgültig gescheitert.
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